
Antrag SG-10: Initiativantrag Übergewinnsteuer
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Westliches Westfalen e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: SG - Soziale Gerechtigkeit & Steuerpolitik
Schlagwörter: Antragskommission 14.11.2025

 1 Die Arbeiterwohlfahrt in Deutschland fordert die Bundesregierung und den Deutschen
 2 Bundestag auf, eine rechtssicher gestaltete Übergewinnsteuer für Unternehmen der
 3 Rüstungsindustrie einzuführen.

 4 Die durch die Übergewinnsteuer erzielten Einnahmen sind zur Finanzierung der sozialen
 5 Daseinsvorsorge zu verwenden.

Begründung
Die großen Rüstungskonzerne in Deutschland verzeichnen seit Beginn des russischen Angriffskrieges auf 
die Ukraine enorme Gewinnsteigerungen. Diese resultieren nicht aus besonderen unternehmerischen 
Leistungen, sondern aus der kriegerischen Bedrohung und staatlichen Aufträgen.

Gleichzeitig verschlechtert sich die wirtschaftliche Lage (Inf㘶ation, Heizkosten, Mietkosten, 
Lebensmittelpreise, etc.) vieler Menschen in Deutschland.

Gleichzeitig gerät die Finanzierung des Sozialstaates und die Gewährleistung der Daseinsvorsorge 
zunehmend unter Druck.

Im Kontext der Energiekrise 2022/23 hatte der Bundesgesetzgeber eine Übergewinnsteuer für 
Unternehmen der Energiewirtschaft eingeführt. Diese sah, bei einem Übersteigen des durchschnittlichen 
Gewinns der letzten 4 Jahre, um mehr als 20%, eine zusätzliche Steuer von 33% vor.
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